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Entwicklungslinien des Arbeitsrechts in der Ostzone
Von einem wissensdiaftlidien Mitarbeiter

GESELLSCHAFTSFORM UND ARBEITSRECHT

W er die Entwicklung des Arbeitsrechts hidit nur 
als eine Aufeinanderfolge gesetzgeberischer Maß­

nahmen betrachtet, sondern sie als einen Teil und 
zugleich als konkretes Ausdrucksmittel des mensch­
lichen Seins wertet, kann sich der Tatsache nicht ver­
schließen, daß sie tief in den jeweils gegebenen ge­
sellschaftlichen V erhältnissen und ihren Spannungen 
zwischen individuellen Interessen und sozialen Forde­
rungen wurzelt. Unter den gesellschaftlichen V erhält­
nissen soll dabei nichts anderes verstanden werden 
als die — freilich in  ständigem W erden begriffene 
und durch ihre inneren Gegensätze zur Umgestaltung 
angetriebene — tatsächliche Lebensform einer zu einer 
Schicksalsgemeinschaft zusammengefaßten Gruppe von 
Menschen. Der von diesem objektiven Standpunkt aus 
betrachtete Begriff der Gesellschaft ist nicht, wie dies 
heutzutage oft gesdiieht, gleichzusetzen mit irgend­
einer Ideologie, die gerade die tatsächliche Lebens­
form zu ändern trachtet, ihre W ahrhaftigkeit also aus 
subjektiven Gesichtspunkten negiert. Es kommt auch 
nidit darauf an, worauf sich diese Lebensform gründet, 
ob sie aus der inneren Überzeugung des Menschen 
heraus organisch gewachsen oder ob sie ihm durch 
stärkere M ächte oktroyiert ist. Ausschlaggebend 
für eine soziologische Betrachtung des Rechts erscheint 
allein die Erkenntnis, daß sie in der oder jener Gestalt 
tatsächlich besteht.
W enn man die Entwicklungstendenz des Arbeitsrechts 
in der DDR unter diesem A spekt betrachtet, so zeigt 
sich, daß sie von zwei gesellschaftlichen Erscheinungen 
beherrscht wird.
1. Die eine von ihnen ist h i s t o r i s c h  zu erfassen 
und besteht in der Tatsache, daß die Herausbildung 
des Arbeitsrechts als selbständige Rechtsdisziplin eng 
mit dem Ringen der individualistischen und sozialen 
Mächte verknüpft ist. Obwohl das Recht des A rbeit­
nehmers bis zum ersten W eltkrieg ausschließlich unter 
das Vertragsrecht des gemeinen Rechts und später 
des BGB subsumiert wurde und ein prinzipieller U nter­
schied zwischen der A rbeitskraft als höchstpersön­
lichem, immateriellen Gut und der materiellen W are 
nicht anerkannt wurde ‘), machten sich die ersten 
Ansätze zu einer sozialen Sonderstellung des Arbeiters 
in der Paulskirchenversammlung 1848 bemerkbar, als 
der Abgeordnete Adolf Lette die gesetzliche V eranke­
rung von Arbeiterausschüssen in  den Betrieben 
forderte. Das Zusammentreffen dieser Forderung mit 
den demokratischen Strömungen jener Zeit kenn­
zeichnet deutlich die enge Verbindung zwischen Recht 
und gesellschaftlicher W irklichkeit j denn das damals 
geltende, auf einem extremen Liberalismus aufbauende 
Recht hätte eine derartige Verfügungsbeschränkung 
des Unternehmers niemals zugelassen, wenn sich nicht
*) Vgl. L o t  h  m  a I  ! D ei A ib e itsv e itiag  (1902).

gleichzeitig die Staatsform und m it ihr die Form des 
menschlichen Zusammenlebens überhaupt änderten. 
Nach dem Scheitern der Paulskirchenversammlung 
kam das Arbeitsrecht bis zum ersten W eltkrieg kaum 
über seine individualistischen Schranken hinaus. 
Lediglich der Schutz der Gesundheit und des Lebens 
des A rbeiters durch die Gewerbeordnung, die Sozial­
versicherung, die gesetzliche Regelung des Koalitions­
wesens durch § 152 GO und die ersten Abschlüsse von 
Tarifverträgen deuten auf eine veränderte soziale Ein­
stellung zu den Fragen des industriellen Proletariats 
hin, indem der A rbeiter nicht mehr ausschließlich als 
Partei eines Austauschvertrags, sondern in gewissen, 
zunächst öffentlich-rechtlichen Beziehungen als Teil 
einer Gemeinschaft anerkannt wird, die den sozialen 
N öten und dem Unternehmertum zur W ahrung ihrer 
eigenen Lebensinteressen entgegentritt )̂. Die soziale 
Idee findet also hauptsächlich im Kollektivgedanken 
ihren frühesten Ausdruck ®).
Nach dem ersten W eltkrieg erfuhr der soziale Gedanke 
im Arbeitsrecht eine ungeahnte Ausweitung nach zwei 
Richtungen: Einmal wurde der Kollektivismus ver­
stärk t und fand in grundlegende Gesetze Eingang^), 
wobei sich nunmehr auch der S taat durch Allgemein­
verbindlicherklärung von Tarifverträgen und durch 
Zwangstarife in die kollektive Regelung der A rbeits­
bedingungen einschaltete. Zum anderen trat auch in 
denjenigen Gebieten des Arbeitsrechts, die ihrer N atur 
nach dem Kollektivismus unzugänglich sind, die 
individualistische Tendenz stärker zurück. Sie machte 
namentlich im Arbeitsvertragsrecht dem Gemein­
schaftsgedanken insofern Platz, als -Rechtslehre und 
Rechtsprechung die arbeitsrechtlichen Probleme nicht 
mehr allein vom Gesichtspunkt eines Austauschver­
hältnisses zwischen A rbeitgeber und Arbeitnehmer, 
sondern von dem der Betriebsgemeinschaft aus lösten 
und die typisch individualistischen Regeln des Schuld­
rechts weitgehend für unpassend und daher unanwend­
bar erklärten ®). Auf den ausgedehnten Theorienstreit, 
der sich a n ' diese Auffassung anknüpfte, kann im 
Rahmen dieses Aufsatzes nicht näher eingegangen

*) H ierher gehört a u *  d ie vere inzelte  Bildung von A rbeiter- 
aussdiüssen  in  den  B etrieben und ih re  gesetz lid ie  Regelung in 
Spezialgesetzen, d ie  aber auf den  G esam td iarak te i des A ibeils- 
red its  bis 1916 ke inen  w esen tlid ien  Einfluß ausübten.
*) V gl. z. B, d :c  sog, k a iserlid ie  Botschaft vom  17. U . 1881, d ie 
das künftige  Gefüge d e r Sozialversid ierung als d ie  .Zusam m en­
fassung der rea len  K räfte des V olkslebens in  Form ko rporativer 
G enossensdiaften  u n te r staatlichem  Schutz" bezeichnet.
*) V gl. z. B Tarifvertrags-V o. vom  23. 12. 1918, B etriebsrätegesetz 
vom  4. 2. 1920, Schlichtungs-Vo. vom 30. 10. 1923.
*) Den A usgang nahm  d iese  Lehre bei P o t t h o f f  (W esen und 
Ziel des A rbeitsrechts, 1922), der das A ustauschverhältnis durch 
e in betriebliches O rgan isationsverhältn is ersetzen  w ollte , und in 
dem berühm t gew ordenen U rt. des Reichsgerichts vom  6. 2. 1923 
über das B etriebsrisiko (RGZ 106, 272). Sie w urde vom  Reichs­
arbeitsgericht fo rtgesetz t (z. B. RAG vom  20. 6. 1928 — ArbRS. 3, 
116) und nam entlid i von  S i e b e r t  und N i k i s  c h  w issen­
schaftlich begründet. Vgl. N  i k  i s c h, A rbe itsvertrag  und A rbeits- 
V erhältnis (1941).
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werden. Es sei nur hervorgehoben, daß auch die 
Gegner der Lehre vom Gemeinschaftsverhältnis den 
individualistischen Standpunkt des BGB vielfach ver­
ließen“).
Nach dem zweiten W eltkrieg wurde die Entwicklung 
des Arbeitsrechts vom Individualrecht zum Sozialrecht 
fortgesetzt. Die Wege, die man dabei beschreitet, sind 
jedoch verschieden. W ährend man in W estdeutschland 
entsprechend der Struktur der freien W irtschaft die 
Lösung ihrer Probleme dem Spiel der sozialen Mächte 
überläßt gibt letzteren in Ostdeutschland der Staat 
durch sein allumfassendes Eindringen in  die gesell­
schaftlichen Formen eine bestimmte Richtung. Damit 
kommen wir zu der zweiten, staatsrechtlichen Grund­
lage der neueren Arbeitsrechtsentwicklung.
2. Auszugehen ist von der in der DDR herrschenden 
S t a a t s f o r m  d e r  a b s o l u t e n  D e m o k r a t i e .  
Das bedeutet zweierlei: Eiimial erscheint die Staats­
gewalt absolut in der Weise, als sie keine Gewalten­
teilung und Gewaltentrennung kennt, sondern sich alle 
Macht im Parlament bzw. in den Volksvertretungen 
der Gebietskörperschaften vereinigt, die die übrigen 
Zweige staatlicher Funktionen kontrollieren ®). Absolut 
heißt aber zugleich, daß der Staat in universalistischer 
W eise alle öffentlichen Belange regelt und überwacht 
und somit dem freien Spiel der wirtschaftlichen und 
sozialen Kräfte keinen Raum läßt. Die Interessen des 
Individuums finden ihre Grenze an den Interessen des 
Staates. Im Gegensatz hierzu steht der Rechtsstaat, 
der sich relativiert und nur insoweit in Funktion tritt, 
als es zum Schutze der individuellen Interessen er­
forderlich erscheint.
Andererseits handelt es sich um eine Demokratie. Das 
bedeutet wiederum, daß der Staat die sozialen Ge­
walten, die Arbeitnehmerverbände, die Vertretungen 
der Arbeitgeber, die wirtschaftlichen Machtfaktoren 
usw. nicht völlig ausschaltet, wie dies z. B. der mon­
archische Absolutismus in seiner wirtschaftlichen Form, 
dem Merkantilismus, tat, sondern sie sich lediglich 
nutzbar macht und, da er sich als Demokratie mit 
ihnen identifiziert, in ihnen aufgeht. Die sozialen Ge­
walten bleiben zwar in ihrem Bestände erhalten, aber 
ihre Träger werden zu Subjekten des öffentlichen 
Rechts, durch die der Wille des Staates zum Ausdruck 
kommt. Angesichts dieses breiten Betätigungsfeldes 
öffentlicher Gewalt sollte m an ' weniger von einem 
Totalstaat als vielmehr von einem Universalstaat 
sprechen.
Es ist sonach festzuhalten, daß die gesellschaftlichen 
Grundlagen von dem universalistischen Eingreifen 
des Staates in sämtliche öffentlichen Belange einerseits 
und von dem historisch bedingten Fortschreiten des 
Arbeitsrechts vom Individualrecht zum Sozialrecht 
andererseits beherrscht werden.
Diese Prinzipien finden ihren konkreten arbeitsrecht­
lichen Ausdruck in zwei Faktoren, die den Ausgangs­
punkt aller juristischen Erörterungen zu bilden haben;
•) z . B. H u e c k - N i p p e r d e y ,  Lehrbuch des A ibeitsrechts 
(1931) I, S. 227 ff.
') Einen deutlichen Beweis dafür liefern  d ie se it Januar 1950 
geführten  H attenheim er Besprediungen.
*] Vgl. A rt. 50 Verf. DDR.

1. in der staatlichen Planung des gesamten Arbeits­
lebens j

2. in einem verstärkten, staatlich kontrollierten Kollek­
tivismus bei der Durchführung des Produktions­
prozesses.

WIRTSCHAFTSPLANUNG UND ARBEITSRECHT

Die bisher für zwei Jahre, künftig auf fünf Jahre 
erstellten W irtschaftspläne beherrschen derartig das 

■ gesamte Arbeitsrecht, daß ohne ihre Kenntnis die 
gesetzgeberischen Maßnahmen in der DDR unver­
ständlich bleiben. Durch sie wird das Verhältnis der 
sozialen Kräfte sowohl im kollektiven als auch im 
Individualarbeitsrecht staatlicher Lenkung unterworfen. 
Der gesetzgeberische Grundsatz der Einordnung der 
produktiven Arbeit in die Planung ist im Gesetz der 
Arbeit vom 19. 4. 1950 (GBl. S. 349) und in den jeweils 
für ein Jahr erlassenen Plangesetzen und ihren Durch­
führungsverordnungen festgelegt ®). Die Pläne be­
zwecken eine Steigerung der Produktion und die damit 
verbundene Anreicherung von Volksvermögen durch 
eine optimale Ausnutzung der Arbeitsreseryen im 
W ege der Arbeitslenkung, der Ausbildung und des 
richtigen Einsatzes von Facharbeitern, der Nachwuchs­
lenkung, der besseren Arbeitsorganisation sowie der 
staatlichen Verteilung der aus der Produktion zur 
Verfügung stehenden Lohnsumme. Sie werden auf die 
beteiligten öffentlich-rechtlichen Institutionen und die 
volkseigenen Betriebe durch Einzelpläne aufgeteilt, 
während die Privatwirtschaft mir m ittelbar durch 
Kontingentszuteilung und Abschluß von Lieferver­
trägen mit der volkseigenen W irtschaft an ihnen teil­
nimmt.
Im einzelnen ergeben sich aus der Planbezogenheit 
folgende Neuerungen im Arbeitsrecht der DDR gegen­
über den Prinzipien der freien Wirtschaft:
1. Auf dem Gebiete der A r b e i t s l e n k u n g  zeigt 
sich eine besonders starke Abhängigkeit der Arbeits­
platzwahl von der öffentlichen Verwaltung. Die plan­
mäßige Arbeitskräftelenkung hat zum Ziel, durch 
Heranbildung möglichst vieler qualifizierter Fachkräfte 
eine absolute Erhöhung der Beschäftigtenzahl zu er­
reichen und durch Umgruppierung der „unproduk­
tiven" Arbeitnehmer sowie durch erhöhten Einsatz 
der Frauen die Schwerpunktindustrien stärker zu be­
setzen. Dies ist nur mit Hilfe hoheitlicher Maßnahmen 
möglich, und so erscheint es bezeichnend, daß in  der 
DDR im Gegensatz zum Bonner Grundgesetz die freie 
Arbeitsplatzwahl nicht verfassungsmäßig gewährleistet 
ist. Daraus ergibt sich für den Staat die Befugnis, 
Eingriffe in die individuelle Freiheitssphäre vor­
zunehmen, die sich gegenwärtig nach zwei Richtungen 
auswirkt;
Einmal besteht die Möglichkeit, über bloße Notstands­
arbeiten hinaus durch privatrechtsgestaltenden Hoheits­
akt Zwangseinweisungen von Arbeitskräften vor­
zunehmen. Die gesetzliche Grundlage ist die von der
•) Für das Jah r 1950 vgU G esetz über den  V olksw irtsd iaftsp lan  
1950. vom  20, 1. 1950 (GBl. S. 41). Für das Jah r 1951 s teh t das 
G esetz nod i aus. Es w urde bisher nur eine V erordnung über die 
A usarbeitung des Fünfjahresplanes 1951—1955 vom  20. 10. 1950 
(GBl. S. 1111) erlassen .
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ehemaligen Deutschen Wirtschaftskommission er­
lassene Arbeitseinweisungsverordnung vom 2. 6. 1948 
(ZVoBI. S. 255). Sie geht zwar grundsätzlich von der 
Deckung des Arbeitskräftebedarfs durch freie W erbung 
aus, gestattet jedoch, über die Arbeitsverpflichtung zur 
Beseitigung öffentlicher Notstände hinaus zur Er­
füllung von Produktionsprogrammen in lebenswich­
tigen Betrieben und zu Arbeiten für die Besatzungs­
macht Zwangseinweisungen vorzunehmen. Dabei 
taucht die Frage auf, ob neben diesen gesetzlichen 
Spezialbestimmungen eine allgemeine Arbeitspflicht 
konstruiert werden kann. W eder die Verfassung noch 
das Gesetz der Arbeit erkennen eine solche Verpflich­
tung ausdrücklich an; sie muß aber aus dem Grund­
gedanken der W irtschaftsplanung heraus bejaht 
werden. W enn dem Bürger verfassungsmäßig ein 
Recht auf Arbeit garantiert ist, das durch Arbeits­
kräfteplanung realisiert werden soll, so muß diesem 
Recht eine Pflicht zur Arbeit gegenüberstehen, um den 
gesamten Plan, in dem alle vorhandenen Arbeits­
kräfte berücksichtigt werden, nicht wirkungslos zu 
machen. Im Gegensatz zur Arbeitsverpflichtung im 
technischen Sinne nach der Arbeitseinweisungsverord­
nung ist in diesem Falle jedoch kein Mittel der Voll­
streckung gegeben. Die einzige Zwangsmöglichkeit 
besteht in der aus dem früheren Recht bekannten Ent­
ziehung der Arbeitslosenunterstützung Arbeitsunwilli­
ger. Sie w irkt allerdings nur m ittelbar und wird nicht 
in allen Fällen zum Erfolg führen.
Zum anderen zieht die W irtschaftsplanung not­
wendigerweise eine Beschränkung des Arbeitsplatz­
wechsels nach sich; denn der planmäßige Einsatz der 
A rbeitskräfte bedingt eine staatliche Regulierung von 
deren Fluktuation. W enn auch das strenge Zustim­
mungserfordernis des Arbeitsamtes nach der Arbeits­
platzwechselverordnung vom 1. 9. 1939 nicht aufrecht 
erhalten wurde, so bestimmt doch eine Dienst­
anweisung der ehemaligen Zonenverwaltung für Arbeit 
und Sozialfürsorge vom 16. 5. 1947 (ZVoBl. S. 38) in 
einer recht weiten Auslegung des Kontrollratsbefehls 
Nr. 3 vom 17. 1. 1946, daß das Arbeitsamt gegen jede 
Lösung von A rbeitsverhältnissen Widerspruch erheben 
darf, wenn dies aus arbeitsmarkttechnischen Gründen 
erforderlich erscheint. Ob diese Dienstanweisung eine 
ausreichende Rechtsgrundlage in Kontrollratsbefehl 
Nr. 3 findet, der lediglich eine Anzeigepflicht von 
Entlassungen festlegt, ist fraglich; sie dürfte aber 
durch die gesetzgeberischen Maßnahmen über die W irt­
schaftsplanung nachträglich sanktioniert worden sein.
2. Die Freiheit in der A u s g e s t a l t u n g  v o n  
Air b e i t s b  e d i n  g u  n g e n findet ebenfalls ihre 
Grenzen an der Wirtschaftsplanung. Daß die Parteien 
des Einzelarbeitsverhältnisses beim Abschluß des 
Arbeitsvertrages nicht völlig frei, sondern an die 
Normen der Kollektivverträge gebunden sind, ist nicht 
neu. Bereits die Tarifvertragsordnung vom 23. 12. 1918 
legte den sog. Inhaltsnormen des Tarifvertrages, d. h. 
denjenigen Regeln, die den Inhalt des Einzelarbeits­
verhältnisses ausgestalten sollten, unm ittelbare und in 
der Regel unabdingbare W irkung bei. Die jetzt in der

DDR gültige Verordnung über Kollektivverträge vom 
8. 6. 1950 (GBl. S. 493) geht noch darüber hinaus, in­
dem sie außer den Inhaltsnorm en auch die Abschluß­
normen, d. h. die Regeln über Voraussetzungen und ■ 
Form des Abschlusses von Einzelarbeitsverträgen, zu 
Normativbestimmungen erklärt i“) und diese normative 
W irkung nicht nur Tarifverträgen, sondern allen 
Kollektivverträgen gesetzlich verleiht. Aber darin be­
steht nicht die wesentliche Neuerung gegenüber dem 
früheren Rechtzustand; sie ist vielm ehr in der A rt der 
kollektivvertraglichen Verbindlichkeit und in  ihrem 
V erhältnis zu den Plangesetzen zu suchen.
Die W irtschaftsplanung verträgt sich w eder mit der 
freien Aushandlung der Arbeitsbedingungen unter den 
Parteien des A rbeitsverhältnisses noch mit dem Kampf 
ihrer Organisationen um die Ausgestaltung des norma­
tiven Teils der Kollektivverträge. Staatliche Planung 
und V ertragsfreiheit stehen sich als Gegensätze gegen­
über, wobei die letztere ihre Grenzen an der ersteren 
findet. Die Koordinierung beider Faktoren kann 
freilich auf verschiedenen W egen erreicht werden. 
Zuweilen geschieht dies dadurch, daß überhaupt jede 
kollektive Regelung ausgeschlossen und die A rbeits­
bedingungen durch den Staat selbst im Verordnungs- - 
wege festgesetzt werden. Eine solche Erscheinung ist 
uns aus den faschistischen Ländern bekannt. Die 
Gesetzgebung der DDR hat einen anderen W eg ge­
wählt. Sie hat zwar die Möglichkeit einer Regelung 
der Arbeitsbedingungen durch individuelle oder kollek­
tive V ereinbarungen nicht aufgehoben, hat aber in 
mehrfacher W eise Vorsorge getroffen, daß dadurch 
das Planziel nicht gefährdet wird:
Hinsichtlich der kollektivvertraglichen Regelung be­
stimmt zunächst die Kollektivvertrags-VO. vom 8. 6. 
1950, daß sämtliche Kollektivverträge — also sowohl 
Tarifverträge als auch Betriebsvereinbarungen und 
Betriebsverträge — nur für die Dauer eines P lan­
jahres abgeschlossen und inhaltlich den Plänen an­
gepaßt werden müssen, wobei durch die Möglichkeit, 
M ustertarifverträge und Richtlinien des Bundesvor­
standes des FDGB über Betriebsverträge und Betriebs­
vereinbarungen für verbindlich erklären zu lassen, die 
Planbezogenheit besonders gesichert w ird ii).
Damit ist an sich schon eine Koordinierung von 
Planung und V ertragsfreiheit erreicht. Aber der 
Gesetzgeber geht noch weiter, indem er auch Vor­
kehrungen formeller A rt trifft: Die K ollektivvertrags­
partner werden in das öffentliche Recht einbezogen 
und ihre Vertragsautonom ie dahin eingeschränkt, daß 
alle K ollektivverträge der Genehmigung bzw. Bestäti­
gung durch die A rbeitsverwaltung und einer konsti­
*•) Es is t zw eifelhaft, ob audi d ie Solidar- und B etriebsverfassungs­
norm en unm itte lbar und unabdingbar w irken  oder ob sie nur 
obligatorische V erpflichtungen unter den T arifvertragspartnern  e r­
zeugen. Die K ollektivvertrags-V o. sagt nichts ausdrücklich darüber 
aus. Die Rechtslehre be jah te  bereits auf Grund des SMAD-Befehls 
61 vom  14. 3. 1947 über den Abschluß von T arifverträgen  ihre 
norm ative W irkung. Es besteh t kein  Grund, von  d ieser Ansicht 
abzuweichen, zumal da sie — w ie noch zu zeigen sein w ird —  
dem C harakter der neuen K ollektivverträge durdiaus entspricht.
“ ) Dies w irk t sich besonders auf die Lohnhöhe aus, indem  die 
T arifvertragspartner , d iese  nicht frei aushandeln, sondern  n u r « 
innerhalb  der durch den P lan festgesetz ten  G esam tlohnsum m e 
un ter Berücksichtigung der Lohnregelung der übrigen T arifverträge 
vere inbaren  dürfen.
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tutiv wirkenden Registrierung bedürfen. Die publi­
zistische Tendenz tritt bei den Tarifvertragspartnern 
auf A rbeitgeberseite deutlich in Erscheinung; denn 
als solche' w erden für die volkseigene Industrie und 
die Verwaltung ausschließlidi die zuständigen Fach­
ministerien, die Vereinigungen volkseigener Betriebe 
als Anstalten des öffentlichen Rechts und sojistige 
öffentlidi-reditliche Reditspersönlicäikeiten, für die als 
Reparationsgut im Eigentum Rußlands stehenden Be­
triebe deren Verwaltungen und für die Privatindustrie 
die Industrie- und Handelskammern sowie die Hand­
werkskammern anerkannt. Private Arbeitgeberorgani­
sationen, die übrigens in der DDR de facto verboten 
sind, besitzen keine Tariffähigkeit, was in  der V er­
fassung der DDR seine Bestätigung zu finden scheint, 
wenn in deren Art. 17 zwar von der maßgeblichen 
Beteiligung der Arbeitnehmer an der Regelung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen gesprochen wird, im 
Gegensatz zu Art. 165 Abs. 1 Weim. Verf. aber die 
Unternehmerorganisationen unerwähnt bleiben.
Auch die Gewerkschaften und ihre Dachorganisation, 
der FDGB, sind heute als Körperschaften des öffent­
lichen Rechts zu betrachten, obwohl dies nicht ex- 
pressis verbis festgelegt ist. Die ihnen gesetzlich zu­
gewiesenen Aufgaben lassen sie ausschließlich als 
öffentliche Wirtschaftssubjekte erscheinen, die verant­
wortlich in die staatliche Organisation einbezogen sind. 
Solche Aufgaben sind z. B. die Preiskontrolle, die Auf­
sicht über die Sozialversicherung und die Kontrolle 
und Durchführung der Wirtschaftspläne. Im einzelnen 
sind die Gewerkschaften sowohl in ihrer Aufgaben­
stellung als auch in personalpolitischer Hinsicht so 
eng mit der unmittelbaren Staatsverwaltung ver­
flochten, daß an ihrem öffentlich-rechtlichen Charakter 
kein Zweifel mehr bestehen kann 
Die öffentlich-rechtliche Stellung der Gewerkschaften 
reicht bis in die einzelnen Betriebe hinein. Am 25. und 
26. 11. 1948 beschloß der Bundesvorstand des FDGB, 
in Betrieben mit mehr als 80 “/o gewerkschaftlich 
organisierten Arbeitnehmern die Betriebsräte durch 
gewerkschaftseigene Organe, die Betriebsgewerk­
schaftsleitungen, zu ersetzen und ihnen die im Kon- 
trollratsgesetz Nr, 22 vom 10. 4. 1946 festgelegten 
Befugnisse zu übertragen. Die Umwandlung vollzog 
sich seinerzeit ohne gesetzliche Grundlage mit Hilfe 
der tatsächlichen Macht der Gewerksdiaften. Eine 
entsprechende Verordnung der damaligen Deutschen 
Wirtschaftskommission, die in Aussicht gestellt war, 
ist niemals erlassen worden. Erst § 6 des Ges. d. 
Arbeit vom 19. 4. 1950 erkennt die Betriebsgewerk­
schaftsleitungen als alleinige Vertretungen der Beleg­
schaft in allen Betrieben an. Damit erhält auch der 
Betriebsvertrag in den volkseigenen Betrieben öffent­
lich-rechtlichen Charakter; denn als seine Parteien er-
” ) Dvo. zur V erordnung über die Sozialpfliditversidierung vom
19. 12. 1949 (GBl, S. 129).

Eine ähnliche, aber nodi w eitgehendere Ersdieinung verzeidinen 
die sowjetrussisdien Gewerksdiaften. N adi ihrer Bolsdiewisierung 
übernahmen sie  zunädist zur Zeit des sog. Kriegskommunismus 
zahlreidie staatlidie Aufgaben, bis dem Zentralen G ew erksdiaftsrat 
durdi eine Verordnung vom 23. 6. 1933 (GBl. UdSSR. 1933 Nr. 40 
A rt. 238) der gesamte Tätigkeitsbereidi des ehem aligen V olks­
kommissariats der Arbeit übertragen wurde.

scheinen die Gewerkschaften, vertreten  durch ihr be­
triebliches Organ, und der Betriebsleiter als Organ der 
staatlichen Wirtschaft. In den Privatbetrieben ist diese 
Frage insofern nicht ganz geklärt, als hier der Ge­
werkschaft der private Arbeitgeber als Partei gegen­
übersteht. Immerhin dürfte auch die Betriebsverein­
barung stark .zum öffentlich-rechtlichen Institut ten­
dieren, was ihre materielle und formelle Gleichstellung 
mit dem Tarifvertrag durch die K ollektivvertrags­
ordnung vom 8. 6, 1950 dokumentiert 
Die vorstehenden Erörterungen zeigen, daß dem 
Kollektivvertrag in der W irtschaftsplanung eine andere 
Stellung eingeräumt w ird als in der freien Wirtschaft, 
Er dient nicht der Verhinderung von Arbeitskämpfen, 
die in  planenden Staaten mit ihren strengen W irt­
schaftsstrafbestimmungen schon faktisch ausgeschlossen 
sind, sondern er dient der konkreten Durchführung 
der W irtschaftspläne auf dem Gebiete der Lohnpolitik. 
Er ist nicht V ertrag mit normensetzender Eigen­
schaft sondern im Hinblick auf seine ausgesprochen 
öffentlich-rechtliche Entstehung Rechtssatz im formellen 
Sinne ®̂). Andererseits unterscheidet er sich jedoch 
von den Tarifordnungen des nationalsozialistischen 
Arbeitsrechts dadurch, daß er nicht eine einseitige 
W illensäußerung der unm ittelbaren Staatsverwaltung 
darstellt, sondern als Vereinbarung zwischen öffent­
lich-rechtlichen W irtschaftssubjekten innerhalb ihres 
hoheitlichen Tätigkeitsbereichs zustande kommt.
Die universalistische Einflußnahme des Staates auf 
die Arbeitsbeddjigungen setzt der V ertragsfreiheit 
zwischen den Parteien des Einzelarbeitsverhältnisses 
gleichfalls sehr enge Schranken. Es liegt in der Natur 
des Kollektivvertrages als rechtsatzmäßigen Mittels zur 
Durchführung der Wirtschaftsplanung, daß er un­
abhängig von der gewerkschaftlichen Organisation für 
alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber gilt und daß er 
ein weder zugunsten noch zuungunsten des Arbeit­
nehmers abdingbares ius strictum darstellt. In der Tat 
erklärt die Kollektivvertrags-Vo. die Kollektivverein­
barungen für alle Beschäftigten — und folglich auch 
für alle Arbeitgeber — innerhalb ihres örtlichen und 
sachlichen Geltungsbereichs zu zwingendem Recht, so 
daß für Einzelvereinbarungen im Arbeitsvertrag ver­
hältnismäßig wenig Raum bleibt. Auch eine Abding­
barkeit ist nur möglich, soweit sie durch einen Tarif­
vertrag gestattet ist. Die Verwendung des W ortes 
„Tarifvertrag“ in  § 2 der Kollektivvertrags-Vo. ent­
gegen dem sonstigen Sprachgebrauch läßt darauf 
schließen, daß nicht einmal in den Betriebsverein­
barungen und Betriebsverträgen eine solche Abding­
barkeitsklausel zulässig ist.
“ ) D urdi d ie Parteistellung der G ew erksdiaft bei B etriebsverein­
barungen dürfte der w ährend der W eim arer Republik akut ge­
w esene Streit um die sog. T e ilpersönlid ikeit der Belegsdiaft seine 
Bedeutung verlo ren  haben; denn d ie Lehre von der Teilpersönlidi- 
keit baute auf der Parteifähigkeit der Belegsdiaft im Sdiliditungs- 
verfahren  und im A rbeitsgerid itsprozeß auf. H eute is t diese 
Frage durd i § 21 Kollvertr.-V o. zugunsten der G ew erksdiaft gelöst.
**) Die R editsnatur des K ollektivvertrages im Sinne der freien 
W irtsd iaft is t außerorden tlid i s tre itig , wozu ersd iw erend hinzu­
tritt, daß die R editsnatur des T arifvertrages anders beurte ilt 
w urde als die der B etriebsvereinbarung. Vgl. darüber J  a c o b i, 
G rundlehren des A rbeitsred its  1927, S. 246 ff. 344 ff.
*“) So audi d ie herrsd iende  Lehre. Vgl. S c h a u m ,  Das neue 
K ollek tivvertragsred it in der D eutsdien D em okratisdien Re'publlk, 
in A rb. u. Sozfürs. 1950, S. 418 f. insbes. 419.
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Das staatliche Interesse an der Regelung der A rbeits­
bedingungen wird besonders dadurch unterstrichen, 
daß bereits der SMAD-Befehl 150 vom 25. 11. 1945 
(Arb. u. Sozfürs. 1946 S. 20) die Überwachung der 
Entlohnung zu einer Angelegenheit der Arbeitsschutz­
behörden machte. Als solche fungieren die sog. 
Arbeitsinspektionen, die besondere Abteilungen der 
Arbeitsäm ter darstellen und die Befugnisse sämtlicher 
früheren Arbeitsschutzorgane wie z. B. der Berufs­
genossenschaften, der Gewerbeaufsichtsämter, der 
Bergrevierbeamten usw. übernommen haben. In der 
volkseigenen Industrie ist die vorsätzlich oder fahr­
lässig falsche Entlohnung sogar unter Strafe gestellt *̂’). 
W ie stark das A rbeitsverhältnis vom öffentlichen Recht 
beeinflußt wird, zeigt die W andlung von Rechtslehre 
und Rechtsprechung im Urlaubsrecht. Nachdem der 
Urlaub mehrmals durch SMAD-Befehle geregelt worden 
war, fand er seinen endgültigen Ausdruck in den 
§§ 34-37 Ges. d. Arbeit. Im Hinblick auf zahlreiche 
gesetzliche Garantien des Urlaubsanspruchs erblickt 
man in  der Pflicht des Arbeitgebers zur Urlaubs­
gewährung nicht mehr eine rein bürgerlich-rechtliche 
Pflicht aus dem Arbeitsverhältnis, sondern eine öffent­
lich-rechtliche Pflicht zur Erhaltung der Arbeitsfähig­
keit für die Allgemeinheit *«).

DER KOLLEKTIVGEDANKE IM  ARBEITSRECHT 

Es liegt im Zuge der politischen Konzeption der DDR, 
daß der Kollektivismus im Arbeitsrecht der individua­
listischen Einstellung gegenüber die Oberhand gewinnt. 
Dies gilt in ganz besonderem Maße von der v o l k s ­
e i g e n e n  I n d u s t r i e .  Von marxistischer Seite 
aus wird hier auf Grund des Volkseigentumsbegriffs, 
der an die Stelle des Privateigentums an den Produk­
tionsm itteln das gesellschaftliche Eigentum, an die 
Stelle der privaten Aneignung des Industrieprodukts 
die gesellschaftliche Aneignung setzt, ein wirtschaft­
licher Gegensatz zwischen Arbeitnehm er und Arbeit­
geber verneint. Es wird behauptet, der Produktions­
ablauf erfolge nicht mehr auf Grund eines schuld­
rechtlichen Austauschverhältnisses zwischen einem 
privaten Eigentümer der Produktionsmittel und dem 
Eigentümer der Arbeitskraft, sondern es handle sich 
um eine gemeinsame Aktion aller in  den Betrieben zu 
Produktionsgemeinschaften unter einer Leitung v e r­
einigten W erktätigen. Diese gemeinsame Aktion be­
ruhe auf der Beseitigung des Widerspruchs von Indi­
viduum und Gemeinschaft, indem sich der einzelne ln 
„bewußter, freier Disziplin als Glied in die gesell­
schaftliche Organisation der Arbeit einfüge" und „die 
Angelegenheit aller s e i n e  Angelegenheit sei"*').
” ) Vgl. § 2 der Vo. über d ie V erbesserung der Entlohnung der 
A rbeiter und A ngeste llten  in  den volkseigenen und ihnen  g leidi- 
geste llten  B etrieben vom 17. 8. 1950 (GBl. S. 839).
*•) Vgl. S c b l e n t h e r ,  Problem e des U rlaubsredits, in  A rb. u. 
Sozfürs. 1950, S. 234; K i e n a s t, Der U rlaub für d ie Besdiäf­
tig ten  in der DDR, in Arb. u. Sozfürs. 1950, S. 337 und ein n id it 
veröffentlid ites R edjtsgutaditen  des Institu ts  f. A rbe itsred it an  
der U niversität Leipzig.
” ) S u c h ,  Das Volkseigentum , in N J. 1949, S. 156. ü b e r  die 
xeditlidie N atur des Produktionsprozesses in der s taa tlid ien  W irt­
sd iaft liegen außer dem Aufsatz von S u c h  keine nennensw erten 
deu tsd ien  Forsdiungsergebnisse vor. Es kann daher nur nodi auf 
d ie . Übungen des Institu ts  für A rbeitsred it an  der U niversität 
Leipzig m it V ertre tern  der Praxis verw iesen  w erden, in denen 
d erartige  Fragen regelm äßig behandelt w erden. A us d e i Sowjet-

Ohne auf Bedenken gegen diese Lehre eingehen zu 
können, sei lediglich festgestellt, daß sie einen w esent­
lichen Einfluß auf die Kollektivierung der Rechtsver­
hältnisse in der staatlichen W irtschaft ausgeübt und 
in  einigen dem Arbeitsrecht bisher unbekannten Er­
scheinungen ihren juristischen Ausdruck gefunden hat. 
Als eine solche N euerung ist in  erster Linie der Be­
triebsvertrag zu nennen, der in  der staatlichen W irt­
schaft die Betriebsvereinbarung ersetzt hat. Seiner 
Rechtsnatur nach erscheint er wie letztere als recht­
setzende Kollektivvereinbarung zwischen der BGL des 
einzelnen volkseigenen Betriebes und dem Betriebs­
leiter. Nach Inhalt und Zweck geht er jedoch weit 
über' die Betriebsvereinbarung hinaus. Er enthält 
nicht nur typische Betriebsordnungsvorschriften und 
die Regelung des Mitbestimmungsrechts, sondern setzt 
darüber hinaus bis ins einzelne gehende Verpflich­
tungen der Belegschaft zur Erfüllung oder Über­
erfüllung des Betriebsplanes, zur Steigerung der 
Leistung in einer genau bestimm ten A rt und Weise, 
zur Verbesserung der Qualität, zur betrieblichen 
Selbstkostensenkung infolge besserer A rbeitsorgani­
sation und M aterialeinsparung usw. fest. Daneben 
w erden in  ihn Pflichten der Betriebsleitung zur 
Schaffung sozialer Einrichtungen aufgenommen. M ate­
riell beinhaltet er also die sich aus dem betrieblichen 
W irtschaftsplan ergebende konkrete Aufgabenstellung 
zur gemeinsamen Produktion aller im Betrieb ver­
einigten Arbeitskräfte. Er setzt an die Stelle der ein­
seitigen Produktionsplanung durch den Privatunter­
nehm er ein kollektives Produktionsprogramm, das so­
wohl für die Belegschaft als audi für den Betriebsleiter 
verbindlich ist. Dabei ist jedoch zu beachten, daß es 
sich nur um die Planung des Arbeitsprozesses handelt; 
die Leitung desselben und die Verwaltung der Be­
triebsm ittel (Arbeitskräfte, Maschinen, M aterial usw.) 
obliegen allein dem Leiter des Betriebes, der kraft 
Gesetzes den allein Verfügungsberechtigten im  Betrieb 
darstellt 2“). Er ist zwar an die zwingend geltenden 
Normen des Betriebsvertrages und an ein vereinbartes 
Zustimmungserfordernis der Betriebsgewerkschafts­
leitung gebunden, übt aber innerhalb dieses Rahmens 
selbständig sein D irektionsredit den A rbeitnehm ern 
gegenüber aus. Eine schwierige Frage entsteht aller­
dings hinsichtlich der Durchsetzbarkeit v ieler im Be-
russisd ien  L iteratur vg l. W e n e d i k t o w ,  Das s taa tlid ie  soziali­
stische E igentum sredit, in Sow jetw issensd iaft 1948, Heft 3 S. 3. 
«) Vgl. SMAD-Befehl 76 vom  23. 4. 1948 A nlagen A und B Abr 
sd in itt II Ziff. 1 (ZVoBl. S. 142). — Die red itlid ie  Stellung des 
B etriebsleiters is t n id it ganz e indeutig . Er is t n id it verfügungs- 
b e red itig t im Sinne des Eigentüm ers, sondern  v e rw a lte t led ig lid i 
einen  Teil des im Eigentum  des S taa tes s tehenden Verm ögens. 
D araus ergeben sidi eine  Anzahl V erfügungsbesdiränkungen wie
2 . B. das V erbo t der V eräußerung von V olkseigentum  außerhalb 
des norm alen G esd iäftsverkehrs (vgl. SMAD-Befehl 64 vom 
17. 4. 1948 Ziff. 2 — ZVoBl. S. 140, A nordnung über d ie Ü ber­
tragung der volkseigenen Betriebe an d ie R editsträger des V olks­
eigentum s vom  20. 10. 1948 § 3 — ZVoBl. S. 502) oder d ie Bindung 
des B etriebsle iters an  d ie RiditUnien der V orgesetzten V er­
w altungsorgane des V olkseigentum s (Vereinigungen vo lkseigener 
Betriebe, K om m unalw irtsdiaftsunternehm en, Landes- und H aupt- 
gesd iäits le ilungen  der staatlichen H andelszentralen , Fachmini­
sterien  usw.). Der B etriebsleiter erscheint daher auch nicht als 
U nternehm er und A rbeitgeber, sofern m an nach der b isherigen 
Term inologie un ter le tz terem  diejenige Person v e rs teh t, der die 
A rbeitsle istung  zugute kom m t; man könnte  ihn besser als T reu­
händer e ines Teils S taatsverm ögen bezeid inen u n d . ihm  die 
S tellung eines öffentlich-reditlicfaen O rgans innerhalb  des für das 
gesam te V olkseigentum  geschaffenen V erw altungsapparates ein- 
räum en.
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triebsvertrag festgelegter Püiditen. Die Verpflichtung 
der Belegsdiaft zu eirxer bestimmten Normerfüllung 
oder zur Kostensenkung kann, wenn man sie über­
haupt für einklagbar hält, ebensowenig vollstredct 
werden wie nach § 888 Abs. 2 KPO die Dienstleistung 
als solche. V iele betrachten daher die Normen des 
Betriebsvertrages nur als „moralische Verpflichtungen". 
Dann würde ihnen jedoch ein wesentliches Merkmal 
des Rechts, das der zwangsweisen Durchsetzbarkeit, 
fehlen, was zweifellos mit ihrer rechtlichen Fixierung 
in der Kollektiwertrags-Vo. nicht gemeint sein kann. 
Man muß die Rechtswirkung dieser Betriebsvertrags­
normen darin erblidten, daß ihre Verletzung einen 
Rechtsgrund für innerbetriebliche Maßnahmen wie 
z. B. Lohnkürzung bei dauernder vorsätzlicher Nicht­
erreichung der festgesetzten Arbeitsnormen oder 
Kündigung bietet. In ähnlicher Weise ist es seit 
jeher anerkannt, daß der Arbeitnehmer bei V er­
letzung von Solidarnormen durch den Arbeitgeber die 
Arbeit verweigern kann, sofern deren Erfüllung Vor­
aussetzung für eine ordnungsgemäße Arbeitsleistung ist. 
Mit der gemeinsamen Planung des Arbeitsprozesses 
in den Staatsbetrieben stehen weitere Kollektiv­
erscheinungen in engem Zusammenhang. Es handelt 
sich dabei um paritätisch aus V ertretern der Betriebs­
leitung und der Belegschaft zusammengesetzte betrieb­
liche Organe zur Ausarbeitung der Arbeitsnormen 
(Lohnausschüsse) und zur Vorbereitung der Betriebs­
pläne sowie zur Auswertung und Förderung von Be­
triebserfindungen (Betriebsplanungsausschüsse).
In der letzten Zeit hat der FDGB außerhalb der ge­
setzlichen Regelung ein weiteres Kollektivsystem in 
Form der sog. Aktivistenbrigaden und Aktivistenpläne 
ausgearbeitet. Es werden in den Staatsbetrieben 
Gremien aus sog. Aktivisten gebildet, die unabhängig 
von der betrieblichen Planung Programme aufstellen, 
um die bisher nur von einzelnen Arbeitnehmern durch­
geführte überplanmäßige Produktionssteigerung auf 
alle Arbeitnehmer auszudehnen. Die Aktivistenpläne 
sind bloße Programme, denen eine zwangsweise durch­
setzbare Rechtsverbindlichkeit fehlt.
Die in ihren Grundzügen dargelegten Rechtsverhält­
nisse in  der volkseigenen Wirtschaft lassen erkennen, 
daß der dort bestehende Kollektivismus nicht mit dem 
Kollektivismus im bisherigen arbeitsrechtlichen Sinne 
identisch ist, dessen hauptsächliches Merkmal in der 
Konsolidierung der Arbeiterschaft zur W ahrung ihrer 
eigenen Interessen einem sozialen Gegenspieler, dem 
Privatunternehmer, gegenüber besteht. Hier handelt 
es sich vielmehr um einen Kollektivismus auf öffent­
lich-rechtlicher Grundlage, um einen vom Staate ge­
wellten und gelenkten Kollektivismus mit dem Zwecke, 
alle Beschäftigten zur höchstmöglichen Auswertung 
ihrer Produktivkräfte in einem straffen Organismus 
zusammenzufassen. Er wird nicht den Belangen eines 
bestimmten Personenkreises, sondern den gesamtwirt­
schaftlichen Interessen dienstbar gemacht.
Dabei wäre zu erwägen, ob das Arbeitsverhältnis in 
der Staatswirtschaft überhaupt noch als vertragliches 
Austauschverhältnis im Sinne des bürgerlichen Rechts

mit personenrechtlichem Einschlag betrachtet werden 
kann oder ob es nicht vielmehr ein  Rechtsverhältnis 
eigener A rt darstellt. Dafür spricht die Tatsache, daß 
der Arbeitnehmer in unbedingter W eise in den Pro­
duktionsablauf eingegliedert und den Belangen der 
W irtschaftsplanung sowie den W eisungen der sie 
durchführenden Organe untergeordnet wird. D iese ' 
Unterordnung hat der Gesetzgeber mehrfach zum Aus­
druck gebracht, wenn er den Betriebsleiter als den 
allein Verfügungsberechtigten und allein V erantwort­
lichen im Betrieb bezeichnet ‘̂) und wenn eine neuer­
liche Verordnung den Abschluß besonderer Arbeits- 
Verträge nur noch für leitende Angestellte und quali­
fizierte Arbeitskräfte gestattet, während alle anderen 
Arbeitnehmer ausschließlich den staatlichen und 
kollektivvertraglichen Arbeitsbedingungen unterliegen. 
Die Privatwirtschaft hat an den alten arbeitsrechtlichen 
Erscheinungen festgehalten; jedoch zeigt sich hier eine 
eigentümliche Verbindung von Kollektivismus und 
staatlichem Interesse, die in  einer Kontrolle der Be­
legschaft über den Arbeitgeber ausmündet;
Einmal wurde das in den Betriebsvereinbarungen fest­
zulegende Mitbestimmungsrecht der Belegschaft durch 
verbindliche Richtlinien des FDGB und des Mini­
steriums für Arbeit und Gesundheitswesen der DDR 
auf eine eingehende Kontrolle über die Einhaltung 
der arbeits- und wirtschaftsrechtlichen Vorschriften 
durch den Arbeitgeber und auf ein wirtschaftliches 
Mitbestimmungsrecht in allgemeinen Fragen der Pro­
duktion (Verwendung aller Rohstoffe, richtige Aus­
nutzung der Maschinen und Werkzeuge, zweckmäßiger 
Einsatz der Arbeitskräfte) ausgedehnt. Da nach § 14 
Kollektiwertrags-Vo. in allen  Betrieben mit mehr als 
20 Beschäftigten der Abschluß von Betriebsverein­
barungen obligatorisch ist, dürfte im Gegensatz zu 
dem Rechtszustand nach Kontrollratsgesetz Nr. 22 die 
Rechtseinheit auf dem Gebiete der Betriebsvertretungs- 
politik gewahrt sein.
Zum anderen werden durch die Belegschaft eines 
jeden Betriebes besondere Kommissionen für A rbeits­
schutz und Bevollmächtigte für die Sozialversicherung 
aus ihren Reihen gewählt. Sie stellen gewerkschaft­
liche Organe neben der Betriebsgewerkschaftsleitung 
dar (§§ 44, 50 Ges. d. Arbeit) und unterliegen der 
Fachaufsicht und den W eisungen der staatlichen 
Arbeitsinspektionen bzw. der Sozialversicherungs­
anstalten. Ihre Aufgabe besteht in  der Überwachung 
der entsprechenden Vorschriften im Betrieb.

ERGEBNIS

Die Vielgestaltigkeit arbeitsrechtlicher Erscheinungs­
formen und ihre oft schwierige V ereinbarkeit mit dem 
aus früheren Zeiten w eitergeltenden Recht lassen er­
kennen, daß sich das Arbeitsrecht der DDR in einem 
Umwandlungsprozeß befindet, dessen endgültiges Er­
gebnis sich infolge zahlreicher Verknüpfungen mit 
politischen W andlungen noch nicht absehen läßt. Vor­
läufig lassen sich drei Tendenzen feststellen, die sich
'•) Vgl. oben Anm. 20.
“ ) Vo. über die V erbesserung der Entlohnung der A rbeiter und 
A ngeste llten  in  den vo lkseigenen und ihnen gleidhgestellten Be­
trieben  vom  17. 8. 1950 (GBl. S. 839) § 4.
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aus drei ihnen zugrunde liegenden politischen Postu- 
laten ergeben:
1. Verabsolutierung der Gemeinschaft gegenüber dem 
Individuum. Sie w irkt sich im Arbeitsrecht durch 
stärkste Kollektivierung der Rechtsverhältnisse aus, 
die in der Privatwirtschaft in ein weitgehendes Kon-

' troll- und Mitbestimmungsrecht der Arbeiterschaft, in 
der volkseigenen W irtschaft in  eine Einordnung des 
Einzelnen in einen einheitlichen vom Staate geleiteten 
Produktionsorganismus ausmündet.
2. Verabsolutierung des S taates als O rganisations­
mittel der Gemeinschaft. Sie findet ihren arbeits­
rechtlichen Ausdruck in der breiten planwirtschaft­
lichen Einflußnahme des Staates auf das gesamte 
Arbeitsleben.

3. Scheidung der sozialistischen und individuell-libera- 
listischen Elemente in  der Produktion. Sie zieht eine 
scharfe Trennung des Arbeitsrechts in der Privatw irt­
schaft von dem jenigen in  der volkseigenen W irtschaft 
nach sich.
Im Hinblick auf diese Akzentverschiebung vom Indi­
vidualrecht zum Kollektivrecht, vom Privatrecht zum 
öffentlichen Recht scheint das Arbeitsrecht endgültig 
mit dem rein schuldrechtlichen Austauschcharakter des 
A rbeitsverhältnisses gebrochen zu haben. Es zeigt 
sich, daß die bisherige, oft willkürliche Trennung von 
öffentlichem und privatem  A rbeitsrecht imm er mehr 
im Verschwinden begriffen ist und sich an ihrer Stelle 
ein neues, aus Elementen beider Rechtsdisziplinen ge­
formtes Sozialrecht bildet.

Sum m ary: D e v e l o p m e n t  T e n ­
d e n c i e s  o f  L a b o u r  L a w  i n  t h e  
R u s s i a n  Z o n e .  T he developm ent 
of labour law  in  th e  dem ocratic  republic  
of ea s te rn  G erm any  is dom inated  by  
tw o social factors, th e  h is to rica l fight 
be tw een  ind iv idualistic  and social 
forces, an d  th e  ru lin g  po litical con­
stitu tio n  of abso lu te  dem ocracy. The 
developm en t from  ind iv idual to  social 
law  which h as b een  con tinu ing  after 
W orld  W a r II is characterized  in  
ea s te rn  G erm any  b y  th e  all-em bracing  
p en e tra tio n  of th e  social s tru c tu re  
th ro u g h  th e  s ta te . The suprem e p ow er 
w hich does n o t recognize  any  p artitio n  
of p o w ers and  con tro ls th e  en tire  
public  life in  a  u n iv e rsa l w ay  u se s  th e  
social forces by  m ak ing  them  su b jec ts  
o f pub lic  law . T hese p rin c ip le s  lead  to 
g o vernm en t-p lanned  labour conditions 
and  a  g overnm en t-con tro lled  co llec tiv ­
ism  in  th e  p ro cess o f production . 
Public adm in istra tio n  con tro ls the  
em ploym ent of w orkers; pub lic  in te re s t 
lim its th e  r ig h t of th e  ind iv idual to 
choose th e  w o rk in g  p lace  he  likes. In  
th e  sam e w ay  th e  in d iv idual influence 
o n  w ork ing  conditions is re s tr ic te d  by 
econom ic p lann ing . T he governm en t 
in te re s t in  th e  reg u la tio n  o f  w ork ing  
cond itions is dem o n stra ted  by  th e  fact 
th a t the  au th o rities  in  charge of fac to ry  
leg isla tio n  h ad  to tak e  o v e r th e  con tro l 
of w ages. In  th e  po litica l developm ent 
of th e  eas t G erm an dem o cra tic  republic  
co llec tiv ism  p rev a iled  o v e r ind iv idual­
ism  in  labour law . This becam e c learly  
ev id en t in  th e  pub lic ly -ow ned  industry  
w h ere  d e ta iled  ob ligations to accom p­
lish  th e  p roduction  ta rg e t and  to in ­
c rease  th e  efficiency w ere  im posed 
upon  th e  w orkers , in  add ition  to the 
p la n t reg u la tio n s an d  th e  rig h t of 
jo in t m anagem en t. W age com m ittees 
o n  a  foo ting  of eq u a lity  and  p lan t 
p lan n in g  com m ittees w ere  es tab lished  
in  connection  w ith  a  jo in t p lann ing  of 
th e  w ork ing  process.

Résum é; L e  d é v e l o p p e m e n t  d u  
d r o i t  d e  t r a v a i l  d a n s  l a  
Z o n e  S o v i é t i q u e  R é p u b l i q u e  
D é m o c r a t i q u e  A l l e m a n d e  
(D D R). La ten d en ce  du développem ent 
du d ro it du  trav a il dans la  Zone 
S oviétique est com posée de deux 
fac teu rs sociaux, c 'e s t à  d ire  du 
phénom ène h isto rique  de la  lu tte  des 
fo rces in d iv id u a lis tes  e t  soc ia lis tes 
d 'u n e  part, e t du  régim e ac tu e l sous 
sa  form e de dém ocratie  to ta le  d 'au tre  
part'. Le m ouvem ent de l 'ab an d o n  du 
dro it in d iv iduel en  fav eu r du  d ro it 
social qui s 'e s t  pou rsu iv i a p rè s  la  
g u erre  de 1939, dans la  Zone S ovié t­
ique es t accen tué  p a r  l 'in te rv e n tio n  
gén éra le  de l 'é ta t  dans to u tes les 
o rg an isa tio n s de la  v ie  sociale . L 'é tat 
to ta lita ire  qui igno re  la  d iv ision  du 
p o u v o ir e t oc tro ie  son  vo tum  dans 
to u tes le s  sp hè res des in té rê ts  publics, 
sous l'ap p a ren ce  de la  dém ocratie  m et 
en  son se rv ice  les fo rces sociales don t 
le s  rep ré sen tan ts  so n t su je ts  au  d ro it 
public. Les conséquences concrè tes de 
ces p rinc ipes se font se n tir  dan s la 
p lan ification  du  trav a il p a r  l 'é ta t  e t 
dans la  co llec tiv isa tion  de la  p roduc­
tio n  con trô lée  p ar l 'é ta t. C 'est l'adm in i­
stra tio n  pub lique  qui, en p rem ier lieu, 
d é term ine  le  m ode d 'u tilisa tio n  de la  
ü iain -d 'oeuvre , e t la  choix d 'u n e  p lace  
de tra v a il d épend  de son av is favor­
able. En ra ison  de la  p lan ification  
économ ique m êm e la  liberté  de changer 
les conditions de  trav a il e s t lim itée. 
L 'in té rê t de l 'é ta t  dans la  règ lem en ta­
tio n  des conditions de tra v a il e s t m is 
en  re lie f  p a r  le  fait que le  con trô le  
des sa la ire s  a  é té  confié au x  se rv ices 
p ou r la  p ro tec tio n  du trav a il. D ans le  
cad re  de la  concep tion  p o litique  de  la 
DDR. l 'id ee  du collectiv ism e a  p ris  le  
d ev an t su r ce lle  de l'in d iv idualism e. 
Ceci e s t pa rticu liè rem en t v isib le  dans 
les ind u stries  d ites p ro p rié té  du peuple. 
Ici les co n trasts  soc iaux  n e  s tip u len t 
p as  seu lem en t la  règ lem en ta tio n  du 
tra v a il e t le  d ro it de la  co-gestion , 
m ais ils  en tre n t d an s le  d e rn ie r  
dé ta il po u r fixer les d evo irs des éq u ipes 
q u an t à  la  réa lisa tio n  des p lan s  d 'e n tre ­
prises, l'au g m en ta tio n  du  ren d em en t 
etc. Il y  a  des rap p o rts  e n tre  la  p lan i­
fication co llec tive  du  tra v a il e t  l 'é ta b ­
lissem en t de  com ités p a r ita ire s  p o u r la  
p lanification  e t du  tra v a il  des e n tre ­
p rise s  e t p o u r les sa la ire s  à  p ay er.

R esum en: R a s g o s  d e  e v o l u c i ó n  
d e l d e r e c h o  d e  t r a b a j o  e n  
l a  Z o n a  d e l  e s t e .  La ten d en c ia  
evo lu tiv a  del derecho de  tra b a jo  en 
la  R epública D em ocrática  A lem ana es 
dom inada p o r dos fenóm enos soc ia les: 
El fenóm eno h istó rico  de la  lucha de 
la s  po ten c ias  in d iv id u a lis tas  y  soc ia les 
y  e l ac tu a l reg im en  e s ta ta l de la  
dem ocracia  abso lu ta . La evo lu c ió n  del 
derecho in d iv id u a l a l derecho social, 
que co n tin u a  d espués de  la  segunda 
g u e rra  m undial, es dom inada en, la  
A lem ania  o rien ta l p o r e l hecho de que 
e l Estado in te rv ie n e  in ten sam en te  én 
la s  form as sociales. El p oder abso lu to  
del Estado, que no conoce n inguna 
d iv isión  de los po d eres, y  que de 
m an era  u n iv e rsa l rige  to d as  la s  fun­
c iones púb licas, aprovecha la s  p o ten ­
c ias sociales, cuyos rep re sen tan te s  
llegan  a  se r  su b je tiv o s del derecho 
público . Estos p rinc ip ios se re fle jan  
concre tam en te  en  la  p lan ificac ión  
es ta ta l de la  v id a  d e  tra b a jo , y  e n  u n  
colectiv ism o con tro lad o  p o r el E stado 
p o r lo que se re fie re  a l p roceso  de 
p roducción. Por eso , en  la  d irección  
del trab a jo , se v e , que la  e lección  de 
u n a  co locación  dep en d e  so b re  m an e ra  
de  la  ad m in istrac ió n  pú b lica . La 
lib e rta d  de  evo lu c ió n  de la s  condi­
ciones de trab a jo , e s tá  l im ita d a ’ p o r la  
p lan ificación  económ ica . El in te ré s  
e s ta ta l en  la  reg u lac ió n  de  las condi­
ciones de  tra b a jo  e s tá  sub ray ad o  por 
e l hecho de q u e  e l co n tro l sobre  los 
sa la rio s lleg ó  a  se r ta re a  de  las 
au to rid ad es  p ro te c to ra s  de l trab a jo . 
D entro  de  la  concepción  p o lítica  de  la 
R epública D em ócrata  A lem ana, en  el 
derecho de trab a jo , e l co lectiv ism o se 
h a  im puesto  fren te  a  la  o rien tac ió n  in ­
d iv idualista . Este fenom eno se  o b se rva  
p a rticu la rm en te  en  la  in d u stria  p o p u la r  
en  la  que se  ob liga  a l equipo , adem ás 
de los p rescripciones técn icas, e l ob­
se rv a r  e s tric tam en te  los req u is ito s  del 
p lan  de  trab a jo , de l aum ento  de 
rend im ien to  etc. A  la  p lanificación  
com ún del p roceso  de  tra b a jo  está  
u n ida  la  form ación de  com ités de 
p arid ad  de sa larias .
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